
RAUE ZEITEN
Ein Blick in die wirtschaftliche Zukunft Österreichs (und auch Europas) bietet aktuell nur 
wenig Anlass zu Optimismus. Ein toxischer Cocktail aus einer ungünstigen demographi-
schen Entwicklung, hohen Energiekosten und stark gestiegenen Zinsen stellt Unternehmen 
und Staaten vor große Herausforderungen.

Dazu kommen zwischenstaatliche Krisen und Konflikte mit dem Risiko weiterer Eskalation. 
Eine schmerzhafte Rezession ist derzeit kaum zu verhindern, zumal das Standardrezept der 
vergangenen Jahre – Geld drucken und verteilen – aufgrund der hohen Inflation wohl nicht 
mehr in Frage kommt.

Positiv betrachtet eröffnet sich die Möglichkeit, dass dadurch lange aufgeschobene und 
dringende Reformen endlich umgesetzt werden können. Angefangen bei einer Pensionsre-
form, die diesen Namen auch verdient, über eine effizientere Verwaltung bis hin zum Setzen 
der richtigen Anreize im Steuer- und Sozialsystem – die Liste wäre lang. 

Es bleibt zu hoffen, dass auch die Politik die Dringlichkeit endlich erkennt und danach 
handelt.
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Auch die diesbezüglichen Werte werden ab dem Jahr 2024 an 
die Inflation angepasst:

Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulagen
Die Grenze für steuerfreie Schmutz-, Erschwernis- und Gefah-
renzulagen wird von EUR 360,00 auf EUR 400,00 angehoben.

Steuerfreie Überstundenzuschläge
Hier erfolgt eine doppelte Ausweitung. Zunächst wird die 
Anzahl der pro Monat maximal auszahlbaren Überstunden-
zuschläge von 10 auf 18 Stunden erweitert. Zusätzlich wird 
die bisher gültige Betragsgrenze von EUR 86,00 auf befristet  
EUR 200,00 pro Monat erhöht.

Die Erhöhung auf 18 Stunden bzw. auf EUR 200,00 pro Monat 
ist vorerst auf die Jahre 2024 und 2025 befristet. Ab 2026 soll 
dann wieder die alte Stundengrenze von 10 Stunden bzw. ein 
Maximalbetrag von EUR 120,00 gelten – hier ist das letzte Wort 
aber noch nicht gesprochen.

Erhöhung Basis-Grundfreibetrag
des Gewinnfreibetrages
Bisher stand bei Selbständigen der Grundfreibetrag von einem 
Gewinn von EUR 30.000,00 im Ausmaß von 15 % ohne wei-
tere Voraussetzungen zu. Dieser Basisbetrag wird ab 2024 auf  
EUR 33.000,00 erhöht – somit erhöht sich der Steuerfreibetrag 
von EUR 4.500,00 auf maximal EUR 4.950,00.

Homeoffice-Begünstigungen
Die bisher nur befristet bis Ende 2023 beschlossenen Begüns-
tigungen für Homeoffice – also das Homeoffice-Pauschale so-
wie die Absetzbarkeit von ergonomisch geeignetem Mobiliar –  
werden jetzt unbefristet gewährt.

STEUERLICHE MASSNAHMEN BEI
HOCHWASSERKATASTROPHEN 

Für Schäden durch Naturkatastrophen wie Hochwasser oder 
Erdrutschungen bestehen verschiedene steuerliche Erleichte-
rungen.

Die folgende Aufstellung soll einen Überblick über die wich-
tigsten steuerlichen Maßnahmen bieten:

Erleichterungen bei Steuer(voraus)zahlungen
Betroffene können eine Stundung oder Ratenzahlung für Steu-
erzahlungen sowie die Nicht-Festsetzung von Säumnis- und 
Verspätungszuschlägen beantragen. Weiters sind Anträge auf 
Herabsetzung der Vorauszahlungen bei der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer aufgrund drohender Einbußen möglich.

Steuerfreiheit von Zahlungen aus dem Katastrophen-
fonds und freiwilligen Zuwendungen Dritter
Leistungen aus dem Katastrophenfonds sind steuerfrei. Freiwil-
lige Zuwendungen zur Beseitigung von Katastrophenschäden 
sind für Empfänger (natürliche Person oder Unternehmer) von 
der Einkommen- bzw. Lohnsteuer befreit. Steuerfreie Subventi-
onen der öffentlichen Hand (z. B. aus dem Katastrophenfonds) 
sind jedoch von den steuerlichen Anschaffungskosten eines 
Anlageguts abzuziehen.

Liebhabereibeurteilung –
Hochwasser als Unwägbarkeit
Unwägbarkeiten sind unvorhersehbare Ereignisse. Dazu zählen 
insbesonders Naturkatastrophen wie Hochwasser. Unwägbar-
keiten führen nicht zu einer Liebhabereibeurteilung einer Be-
tätigung, wenn vor dem Eintritt des Ereignisses eine Gewinn- 
bzw. Überschusserzielungsabsicht darstellbar war.

Zuwendungen und Spenden zur Beseitigung
von Katastrophenschäden
Spenden an begünstigte Einrichtungen (nicht an direkt Betrof-
fene) sind unter bestimmten Voraussetzungen steuerlich ab-
zugsfähig.

Außergewöhnliche Belastungen
Kosten, die bei der Beseitigung von Katastrophenschäden an-
fallen, sind auch für Privatpersonen als außergewöhnliche 
Belastung steuerlich abzugsfähig, wenn sie zwangsläufig er-
wachsen (z. B. Beseitigung von Wasser- und Schlammresten, 
Anschaffung von Trocknungsgeräten). Außerdem sind Kosten 
für die Reparatur beschädigter, aber weiter nutzbarer Vermö-
gensgegenstände (z. B. Fußboden, Verputz, PKW) sowie für die 
Ersatzbeschaffung zerstörter Vermögensgegenstände abzugs-
fähig, soweit diese Gegenstände für die übliche Lebensführung 
benötigt werden.

> Hinweis:

Steuerfreie Subventionen und Versicherungsleistungen kür-
zen die abzugsfähigen Kosten. Wird zur Deckung der Kosten 
ein Darlehen aufgenommen, sind die Darlehensrückzah-
lungen inklusive Zinsen absetzbar.

ÄNDERUNGEN BEI DER
GEBLOCKTEN ALTERSTEILZEIT  

Je nach Beginn einer Blockzeitvariante der Altersteilzeit wird ab 
dem 1.1.2024 der Kostenersatz durch das AMS stufenweise redu-
ziert und ab 1.1.2029 gänzlich abgeschafft.

Seit dem Jahr 2000 gibt es in Österreich die aus öffentlichen 
Mitteln geförderte Altersteilzeit (ATZ), die in zwei Grundmodel-
len (kontinuierlich oder geblockt) zwischen Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber vereinbart werden kann und für die es seitens des 
AMS einen teilweisen Kostenersatz gibt.

Aktuell werden dem Arbeitgeber bei der kontinuierlichen Vari-
ante ca. 90 % der Zusatzkosten ersetzt, beim Blockmodell ca. 
50 %, wobei zusätzlich zumindest während der zweiten Phase 
des Blockmodells („Freistellungsphase“) eine Ersatzarbeitskraft 
nachgewiesen werden muss.

Auslaufen des Blockmodells
Für das langsame Ende des geförderten Blockmodells kommt es 
auf das Beginndatum der ATZ an. Für ab 1.1.2024 beginnende 
ATZ-Blockzeitvereinbarungen sinkt der Kostenersatz von 50 % 
auf 42,5 %. Ab 1.1.2025 (Anspruchsbeginn) werden für Block-
zeitvereinbarungen nur mehr 35% ersetzt; nach Jahresstufen 
27,5 % (ATZ-Beginn ab 1.1.2026), 20 % (ATZ-Beginn ab 1.1.2027) 
und 10 % (ATZ-Beginn ab 1.1.2028) entfällt die Förderung ab 
1.1.2029 zur Gänze.

WIRTSCHAFTLICHE EIGENTÜMER
REGISTERGESETZ-NOVELLE 2023 

Mit der neuesten Novelle zum Wirtschaftliche Eigentümer Regis-
tergesetz (WiEReG) wurden diverse Verbesserungen umgesetzt, 
wie etwa die umfassende Zusammenarbeit zwischen den Behör-
den oder die Möglichkeit, bei berechtigtem Interesse einen Aus-
zug aus dem Register abzurufen.

Umsetzung von Sanktionen
Das Register der wirtschaftlichen Eigentümer wird zur zentra-
len Plattform für den automatisationsunterstützten Abgleich 
von Sanktionslisten – etwa mit dem Firmenbuch oder dem 
Vereinsregister – ausgebaut. So können Verdachtsfälle im Be-
reich der Eigentümer oder der Rechtsträger künftig effektiv und 
effizient ermittelt werden. Die so ermittelten Verdachtsfälle 
werden im Register gespeichert und können von der Register-
behörde, der Direktion Staatsschutz und Nachrichtendienst so-
wie anderen zuständigen Behörden eingesehen werden.

Bekämpfung von Scheinunternehmen
Durch eine automatisierte Datenübermittlung von bestimm-
ten Daten des Registers der wirtschaftlichen Eigentümer an die 
Abgabenbehörden können diese künftig verbesserte Analysen, 
insbesondere zur Entdeckung von Scheinunternehmen, durch-
führen.

Intensivierung der Zusammenarbeit
mit anderen Behörden
Um Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und die Umgehung 
von Sanktionen verhindern zu können, ist eine effiziente Zu-
sammenarbeit der zuständigen Behörden essenziell. Zu diesem 
Zweck wird eine rechtliche Grundlage für einen über die Amts-
hilfe hinausgehenden Informationsaustausch geschaffen und so 
die Zusammenarbeit zwischen den Behörden verbessert werden.

Rechtsträger, die bisher eine Meldung abgegeben haben, müs-
sen bei einem nachträglichen Eintritt der Meldebefreiung ein-
malig aktiv eine Meldung abgeben, um die Meldebefreiung 
in Anspruch nehmen zu können. Gerade in Fällen, in denen 
aufgrund eines Gesellschafterwechsels die Meldebefreiung 
erlangt wird, würde eine automatische Aktivierung der Melde-
befreiung dazu führen, dass aufgrund von Treuhandschaften, 
Kontrollverhältnissen oder Stimmrechten gemeldete wirt-
schaftliche Eigentümer beendet werden würden. Dies wird 
durch die Neuregelung verhindert.

Einführung einer Register-Einsicht
bei berechtigtem Interesse
Einrichtungen, die öffentliche Mittel als Förderungen vergeben, 
wird eine Einsicht in das Register ermöglicht, um die Transpa-
renz von wirtschaftlichen Eigentümern bei der Vergabe von öf-
fentlichen Förderungen zu gewährleisten. Auch berufsmäßigen 
Parteienvertretern wird ermöglicht, bei Vorliegen und Nach-
weises eines berechtigten Interesses Auszüge aus dem Register 
abzufragen. Dadurch soll eine weitere Möglichkeit zum Abruf 
dieser Auszüge geschaffen werden, damit die betreffenden 
Mandanten bei Vorliegen eines berechtigten Interesses schnell 
und einfach Einsicht in das Register nehmen können. Aber auch 
im eigenen Namen kann ein berechtigtes Interesse an der Ein-
sicht bestehen. Dieses berechtigte Interesse ist nachzuweisen.

Strafbestimmungen
Alle Änderungen von Meldedaten müssen binnen vier Wo-
chen nach Kenntnis der Änderung an das Register gemeldet 
werden. Das Finanzvergehen der Säumnis, das eine sehr hohe 
Strafdrohung aufweist (Geldstrafen bis zu EUR 100.000,00 bzw.  
EUR 200.000,00), wird künftig aber erst verwirklicht, wenn 
durch die Unterlassung der Änderungsmeldung wirtschaft-
liche Eigentümer nicht offengelegt werden.

Die schuldhafte Unterlassung einer Änderungsmeldung in Be-
zug auf bereits gemeldete wirtschaftliche Eigentümer erfüllt 
künftig nicht mehr ein Finanzvergehen, sondern – bei vorsätz-
licher Begehung – nur noch eine Finanzordnungswidrigkeit, die 
mit einer deutlich geringeren Strafdrohung (Geldstrafen bis zu 
EUR 25.000,00) versehen ist.

MASSNAHMEN ZUR ABGELTUNG
DER KALTEN PROGRESSION  

Um die hohe Inflation abzumildern, werden auch 2024 die Pro-
gressionsstufen sowie bestimmte Freibeträge in Abhängigkeit 
von der Inflationsrate angehoben.

Seit Jahresbeginn wird der progressive Einkommensteuertarif 
an die Inflationsentwicklung angepasst. Dies ist insbesondere 
in Zeiten höherer Inflation wichtig, da ohne diese Anpassung 
allein durch die Lohn- und Preissteigerungen der relative Steu-
eranteil für jeden Lohn- und Einkommensteuerpflichtigen an-
steigen würde.

Somit werden seit 1.1.2023 die Progressionsstufen mit Aus-
nahme jener über EUR 1 Mio., sowie bestimmte Freibeträge in 
Abhängigkeit von der Inflationsrate angehoben. Diese Anhe-
bung erfolgt auf Basis des Progressionsberichtes, welcher für 
das Jahr 2023 – und damit als Maßstab für 2024 – eine Inflati-
on von 9,9 % ausweist.

Zwei Drittel der Inflation werden durch die Indexierung abge-
golten, das übrige Drittel wird durch Regierungsbeschluss ver-
teilt.

2024 wirkt sich die Indexierung folgendermaßen aus:

Tarifstufen  –> Steuersatz

bis EUR 12.816,00  –>   0 %

über EUR 12.816,00 bis EUR 20.818,00  –> 20 %

über EUR 20.818,00 bis EUR 34.513,00  –> 30 %

über EUR 34.513,00 bis EUR 66.612,00  –> 40 %

über EUR 66.612,00 bis EUR 99.266,00  –> 48 %

über EUR 99.266,00 bis EUR 1 Mio.  –> 50 %

über EUR 1 Mio.  –> 55 %

Die ehemalige Tarifstufe von 42 % wird (über einen Zwischen-
wert von 41 % in 2023) nun endgültig für 2024 nur mehr 40 % 
betragen.

Die Steuerlast ermittelt sich allerdings nicht nur aus der An-
wendung obiger Tabelle, sondern auch durch die Berücksich-
tigung der diversen Steuerabsetzbeträge sowie die Möglich-
keiten zur Erstattung der sogenannten „Negativsteuer“.
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AUSWEITUNG DER SPENDENBEGÜNSTIGUNG 2024

2024 bringt voraussichtlich grundlegende Erweiterungen der 
Spendenabsetzbarkeit und Neuerungen zur Gemeinnützigkeit.

Ab 1.1.2024 soll es für alle gemeinnützigen Rechtsträger die 
Möglichkeit geben, die steuerliche Spendenabsetzbarkeit zu 
erlangen. Die Spendenabsetzbarkeit soll nicht mehr nur auf 
mildtätige Zwecke oder Forschungszwecke beschränkt wer-
den, sondern künftig auch bisher nicht spendenbegünstigte 
gemeinnützige Zwecke wie Bildung (Elementarpädagogik, 
Schulbildung, Berufsaus- und -fortbildung sowie Erwachse-
nenbildung), Sport, Tierschutz, Menschenrechte und Demokra-
tieentwicklung umfassen.

Zudem sollen auch alle gemeinnützigen Kultureinrichtungen 
die Spendenabsetzbarkeit beantragen können. Bislang ist die 
Spendenabsetzbarkeit für Kultureinrichtungen an den Erhalt 
von Bundes- oder Landesförderungen gekoppelt.

Im Bereich der Bildung sollen öffentliche Kindergärten und 
Schulen schon dem Gesetz nach spendenbegünstigt sein. An-
dere Bildungseinrichtungen können einen Antrag an das Fi-
nanzamt Österreich auf bescheidmäßige Anerkennung als be-
günstigte Einrichtung stellen.

Antrag bereits nach dem ersten Jahr
Die Spendenabsetzbarkeit kann in Zukunft bereits nach dem 
ersten Jahr der Verfolgung gemeinnütziger Tätigkeiten bean-
tragt werden. Die bisherige Mindestbestandsdauer zur Erlan-
gung der Spendenabsetzbarkeit von drei Jahren wird dadurch 
deutlich gekürzt.

Für kleinere Organisationen mit Spendeneinnahmen von un-
ter EUR 1 Mio. soll der Zugang zur Spendenbegünstigung we-
sentlich erleichtert werden. Künftig soll für kleine Organisa- 

tionen eine Bestätigung durch eine Steuerberatungskanzlei pro 
Jahr ausreichen. Eine jährliche Wirtschaftsprüfung soll erst ab 
Spendeneinnahmen von jährlich EUR 1 Mio. erforderlich sein.

Auch die Umsatzgrenze von EUR 40.000,00, ab der eine Ausnah-
megenehmigung der Finanzverwaltung für begünstigungs-
schädliche Tätigkeiten erforderlich ist, soll auf EUR 100.000,00 
angehoben werden. Zudem sollen Ausnahmegenehmigungen 
zukünftig auch rückwirkend erteilt werden können.

Bei Wegfall des begünstigten Zwecks oder bei Auflösung soll es 
zu einer Nachversteuerung von steuerfreien Einkünften für ei-
nen Zeitraum von bis zu zehn Jahren kommen, wenn für begüns- 
tigte Zwecke gewidmete Mittel nicht dafür verwendet werden.

Gemeinnützige Stiftungen
Die Errichtung gemeinnütziger Stiftungen soll durch die An-
hebung der steuerwirksamen Berücksichtigung von Vermö-
gensstockzuwendungen von 10 % auf 20 % sowie durch deren 
Vortragsfähigkeit attraktiver gemacht werden. Außerdem soll 
bereits im ersten Jahr der Stiftungsgründung die gemeinnüt-
zige Verwendung des Stiftungskapitals ermöglicht werden. 

Bislang dürfen in den ersten drei Jahren nur die Erträge der Ver-
mögensstockzuwendung für den Stiftungszweck verwendet 
werden. Die erforderliche Spendenbegünstigung für Stiftungen 
wird ebenso bereits nach einem einjährigen Wirken beantragt 
werden können. Aktuell ist dies für Stiftungen frühestens nach 
einem dreijährigen Wirken möglich.

> Hinweis:

Diese weitreichenden Änderungen sollen ab 1.1.2024 in 
Kraft treten. Die konkrete Gesetzwerdung bleibt noch abzu-
warten. Wir werden Sie auf dem Laufenden halten.
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